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   - Diakonisches Werk Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz e.V. -

     AGMV-Geschäftsstelle des DWBO ▪ Paulsenstr. 55-56 ▪ 12163 Berlin

An die 
Mitarbeitervertreter/innen im DWBO
  Berlin, 30. Juni 2011
AGMV-Newsletter 09/2011
Umsetzung des Schlichterspruchs vom November 2010 Diakonie-Stationen

-Verfahrensanleitungen zur Unterstützung der MAV’en in den Diakonie-Stationen
-Musterschreiben: Geltendmachung MAV-Beteiligung
-Musterschreiben: Aussprache nach § 33 MVG.DWBO einfordern

-Musterantrag: Geltendmachung der Mitarbeiter/innen 
Liebe Mitarbeitervertreter/innen, 

liebe Mitarbeiter/innen in den Diakoniestationen,

der Diakonische Rat hat am 13.04.2011 trotz des Protestes von rund 100 demonstrierenden Kolleg/innen vor der Tür entschieden, dass er eine Ausnahme-genehmigung zur Anwendung der Sonderregelung DS vom 01.07.2011 bis zum 31.12.2011 erteilt. 

Damit sollte dem Antrag der Geschäftsführungen der Diakoniestationen entsprochen werden, das rechtskräftige Ergebnis des Schlichterspruches ab dem 01.07.2011 nicht anwenden zu müssen. 

Siehe hierzu Newsletter 07/2011 der AGMV.

Die AGMV hat juristisch prüfen lassen, inwieweit die Entscheidung des Diakonischen Rates tatsächlich auf die Einzelarbeitsverträge durchgreift. Danach entfaltet der Beschluss keine „individualarbeitsrechtlichen Wirkungen“. Somit gelten die Vereinbarungen in den Arbeitsverträgen. 

Wenn in den Arbeitsverträgen die Geltung der AVR oder der Sonderregelungen (im besten Fall „in jeweils gültiger Fassung“, das nennt man eine dynamische Bezugnahmeklausel) vereinbart ist, muss der Schlichterspruch zum 01.07.2011 umgesetzt werden. 

Siehe hierzu unbedingt Newsletter 08/2011 der AGMV. 

Noch mal zur Erläuterung:

Lediglich, wenn in den Arbeitsverträgen nur die Geltung von Teilen der Sonderregelungen bzw. die AVR oder die Sonderregelung „in Fassung vom….“ vereinbart sind („statische Bezugnahmeklausel“) würde das Schlichtungsergebnis nicht oder nicht unmittelbar gelten. Die Erfolgsaussichten auf Einklagbarkeit der AVR.DWBO werden in diesem Fall am geringsten eingestuft.

ABER:

Neben den dynamischen Bezugnahmeklauseln sind auch bei den nicht eindeutigen statischen oder dynamischen Bezugnahmeklauseln die Aussichten auf Einklagbarkeit der AVR.DWBO gut! 
Sofern  von Seiten der Geschäftsführungen das Schlichtungsergebnis nicht umgesetzt werden soll, besteht dringender Handlungsbedarf der MAV’en.
Die  MAV’en sollten nun umgehend die Geschäftsführungen auffordern, die Anträge auf Umgruppierung ab 01.07.2011 nach AVR.DWBO für alle Mitarbeiter/innen zur Mitbestimmung vorzulegen. (Der Stichtag für die rechtzeitige Beteiligung der MAV’en wäre der 17.06.2011 gewesen.)

Hierzu kann das anhängende Musterschreiben „Beteiligung MAV geltend machen“ verwendet werden.

Sollten sich die Geschäftsführungen nicht äußern oder ohne Gesprächsbedarf ablehnen, sollte die MAV spätestens nach einer Frist von 2 Wochen die Geschäftsführung zur Aussprache nach § 33, Abs. 3 MVG auffordern.

Hierzu kann das anhängende Musterschreiben „Aussprache nach § 33 einfordern“ verwendet werden.

Sollte es zwischen MAV und Geschäftsführung nicht zur Einigung kommen, dass das

Mitbestimmungsverfahren zu den Eingruppierungen ab 01.07.2011 von Seiten der Leitung eingeleitet wird, muss spätestens am 01.09.2011 (Frist nach § 61, Abs.1 MVG.DWBO) der Antrag der MAV, dass die Eingruppierung zur Mitbestimmung hätten vorgelegt werden müssen, in der Schiedsstelle eingegangen sein. 

Hierzu werden wir noch einen Musterantrag erstellen und zeitnah per Newsletter veröffentlichen. 

In dem Zusammenhang nicht vergessen:

Ab 01.07.2011 sollten die MAVen bei einer Einstellung, der Eingruppierung nach Sonderregelung nicht mehr zustimmen! 

Zusätzlich müssen die Mitarbeiter/innen natürlich ihre Ansprüche individualrechtlich geltend machen. Die MAV’en müssen die Mitarbeiter/innen dringend beraten!

Die Fristen beginnen ab dem Datum, an dem die Vergütungsansprüche für Juli 2011 fällig werden (in der Regel Ende Juli). 

Es kann das anhängende Musterschreiben „Geltendmachung Mitarbeiter/innen“ verwendet werden.

Auch wenn die Mitarbeiter/innen nicht sofort entscheiden wollen/ können, ob sie den Klageweg beschreiten werden, sollten sie  auf jeden Fall ihren Anspruch geltend machen! 

Die 2,75% Gehalts- Erhöhung im Januar waren der 1. Teil des Schlichtungsergebnisses.

Die Zahlung dieser Erhöhung ist in vielen Diakoniestationen erfolgt. 

Dort, wo sie nicht erfolgt ist, muss sie jedoch dringend geltend gemacht werden. 

Siehe hierzu Newsletter 01/11 der AGMV.

Übrigens:

… es ist bekannt, dass in vielen Diakoniestationen massiv Druck auf die Mitarbeiter/innen und wenn vorhanden, auf die MAV’en, ausgeübt wird, auf die Umsetzung des Schlichtungsergebnis zu verzichten. Die Unwissenheit der Mitarbeiter/innen zum Thema wird ausgenutzt (vor allem dort, wo auch keine MAV die Mitarbeiter/innen informiert). Vielen Mitarbeiter/innen werden veränderte Arbeitsverträge zur Unterschrift vorgelegt, in denen z. B. die Sonderegelung bis in alle Ewigkeit oder noch ein schlechteres Tarifwerk vereinbart wird. 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Es wird behauptet: … dass bis 2018 alle Stationen pleite sind, wenn die AVR zur Anwendung kommen.

Unsere Antwort: Der Schlichterspruch sieht vor, dass schon Anfang 2012 die wirtschaftliche Situation der Diakoniestationen überprüft wird. 

Stellen Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertreter dann anhand tatsächlicher Betriebsergebnisse gemeinsam fest, dass eine Finanzierung nach AVR auf Dauer nicht möglich ist, dann werden gemeinsam Maßnahmen verhandelt. Die dann evtl. notwendigen Abstriche von den AVR müssen nach unserer vollsten Überzeugung immer noch eine spürbare Verbesserung der jetzigen Sonderregelung darstellen.

Stationen, die sich in wirtschaftlicher Not oder in einer schwierigen Wettbewerbssituation befinden, können bereits heute und auch in Zukunft Regelungen beschließen, welche die Personalkosten sogar unter das heutige Niveau senken. Dafür müssen sie allerdings der MAV Zahlen präsentieren, Wirtschaftsprüfer bemühen und Dienstvereinbarungen mit der MAV abschließen. Es muss festgelegt werden welche Maßnahme, wie lange, mit welchem Ziel, welche sonstigen Maßnahmen werden getroffen, um die Einnahmen/ Ausgaben zu verbessern. 

Aber genau dieses Procedere wollen die Dienstgeber umgehen.

Es wird behauptet: … dass es nach AVR ab 01.07.11 in diesem Jahr kein Urlaubsgeld und kein Weihnachtsgeld geben wird.

Unsere Antwort: Stimmt, aber im Juni  2012 haben die Mitarbeiter/innen Anspruch auf ein volles 13. Monatsgehalt für 2011, wenn die Station einen entsprechenden Gewinn erzielt hat.

Für die meisten Mitarbeiter/innen wird es aber zudem ab Juli 2011 jeden Monat spürbare Gehaltssteigerungen geben. 

Es wird behauptet: … in Zukunft wird es keine Prämienzahlungen mehr geben.

Unsere Antwort:  Ja, aber die Prämienzahlungen der letzen Jahre, bei denen meistens nur die Hälfte oder noch weniger der erwirtschafteten Überschüsse an die Kolleg/innen ausgeschüttet wurde (der Rest floss in die Rücklagen, die sich teilweise in den Einrichtungen mittlerweile häufen) sollte die schlechtere Bezahlung nach der Sonderregelung kompensieren. 

Wenn monatlich besser entlohnt wird, kann auf die einmalige Prämie im Folgejahr verzichtet werden. Wenn es wie bisher in vielen Einrichtungen wirtschaftlich gut läuft, gibt’s dafür einmal im Jahr ein dreizehntes Monatsgehalt (statt Prämie, Urlaubsgeld und Weihnachtsgeld).

Es wird behauptet: … dass sich die Einnahmen für die ambulante Pflege nicht verbessern werden. Daraus wird geschlussfolgert, dass in den nächsten Jahren die Kosten und die Defizite steigen werden.

Unsere Antwort: Im Gegensatz zu den Arbeitgebern wissen wir nicht, wie unsere Arbeit 2018 von den Kassen vergütet werden wird.
Aber wir glauben nicht, dass schlechte Vergütungen der Kassen für alle Zeiten festgeschrieben sind.

Wir fragen erneut: Wo verstecken sich die Verhandlungsführer der mächtigen Diakonie, wenn es darum geht, ordentliche Vergütungen von den Kassen zu erhalten? Welche Partner suchen sie sich zur Unterstützung ihrer Forderungen? Warum riskieren sie nicht den medienwirksamen Konflikt mit Kassen und Politik? 

UND:

Gerade haben wir erfahren, dass in diesem Frühjahr  im  Bereich der Pflegekassen bei den Verhandlungen eine 3,5 % ige Steigerung der Vergütungen unserer Leistungen erreicht wurde!!!

Für Rückfragen stehen wir Ihnen/Euch gern zur Verfügung und verbleiben
mit freundlichen Grüßen
Ihr/Euer AGMV-Vorstand
Mitarbeitervertretung …










                     Datum …

An die Geschäftsführung 

          …

Eingruppierung der Mitarbeiter/innen in die Entgeltgruppen der AVR.DWBO

Sehr geehrte …,

auf Grund der Ersetzung der Sonderregelung für Diakonie-Stationen durch die Regelungen der AVR.DWBO müssen alle Mitarbeiter/innen der Diakonie-Station … zum 01.07.2011 in die Entgeltgruppen der AVR.DWBO umgruppiert werden. 

Bislang wurden uns noch keine Anträge von Dienstgeberseite, welche/r Mitarbeiter/in in welche Entgeltgruppe umgruppiert werden soll, zur Zustimmung vorgelegt. Wir bitten, dies nunmehr umgehend in die Wege zu leiten.

Für jeden Mitarbeitenden benötigen wir folgende Angaben:
· die aktuelle tarifliche Einstufung gemäß SR DR, 

·  die Tätigkeit, welche durch den betreffenden Mitarbeiter ausgeübt wird;

·  den Zeitpunkt, seit wann er in der Dienststelle in dieser Tätigkeit beschäftigt wird 

·  die zukünftig beabsichtigte Eingruppierung nach den Entgeltgruppen der Anlage 1 der AVR.DWBO. 

Mit freundlichen Grüßen

Mitarbeitervertretung…

                                                                                                               Datum ….

An die 

Geschäftsführung


   ….

Eingruppierung der Mitarbeiter/innen in die EG 1-13 der  AVR.DWBO

Sehr geehrte …,

mit Schreiben vom  … .2011 hatten wir Sie aufgefordert, das Beteiligungsverfahren bei der Umgruppierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die Entgeltgruppen 

1-13 der AVR DWBO einzuleiten.

Da uns bis heute keine Anträge Ihrerseits erreicht haben, bittet die MAV um Aussprache im Sinne des § 33, Abs. 3 MVG. Als Termin schlagen wir ihnen den ….  (unsere nächste Sitzung) um  ….. an . 

Mit freundlichen Grüßen
Name:
…………………………………………….




Anschrift:…………………………………………

……………………………………………………

Abteilung:…………………………………….

Diakonie-Station  … 

An die

Geschäftsführung 

                …

(Kopie an die MAV)

Geltendmachung der Anwendung der AVR.DWBO gem. Schlichterspruch ab Juli 2011

Sehr geehrte/r Frau/Herr … ,

zum  01.07.2011 haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Diakonie-Stationen im DWBO einen Anspruch auf Vergütung auf Grundlage der Eingruppierung in die AVR.DWBO gemäß Schlichterspruch zur Reintegration der Diakonie-Stationen in die AVR DWBO, veröffentlicht am 29.11.2010. 

Wie ich meiner Gehaltsabrechnung für Juli entnehmen musste, wurde ich nicht umgruppiert, und das Entgelt wurde auf Grundlage meiner bisherigen Eingruppierung gezahlt. 

Vor diesem Hintergrund mache ich die Eingruppierung in die EG …. Einarbeitungsstufe/Basistufe/Erfahrungsstufe (*nicht zutreffendes bitte streichen) ebenso geltend, wie die sich aus der Umgruppierung ergebende Gehaltserhöhung in Höhe von rund …. Euro/monatlich, beginnend ab de. 01.07.2011.

Ich bitte um Rückmeldung, wann die Zahlung erfolgt.

Mit freundlichen Grüßen
Datum:                     ……………………………………………………………








 Unterschrift
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